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Es wird euch wahrscheinlich auffallen, daß sich diese Ausgabe der INTERIM 
intensiv mit den realsozialistischen Ländern beschäftigt. Es gibt den 
siebenseitigen Auszug aus einem Grundsatzpapier zur Rolle von IWF und 
Weltbank von einer Ostberliner Gruppe. Sie hat sich aus Anlaß des West- 
berliner IWF/Weltbank-Kongress gegründet. Außerdem fassen vier Seiten die 
Streikereignisse in Polen zusammen. Auch bei den übrigen Nachrichten nehmen 
die zu den RGh- Ländern und der VR-China den größten Raum ein. 

Das ist nicht der Anfang einer anti-kommunistischen Hetze aus dem linken 
Spektrum sondern die Thematisierung eines unübersehbaren Prozesses, in 
dessen Rahmen das Kapital immer weiter in diese Länder einzudringen ver- 
sucht und die Aubeutung der dort lebenden Menschen in großangelegten 
Strategien organisiert. 

Wir haben aber auch noch andere Beiträge. Z.B. einen Auszuy aus der soeben 
erschienenen Bröschüre "Ansätze" aus dem Westberliner IWF-Frauenplenum, 

das Protokoll einer Senats-Innenausschuß-Sitzung nach dem 1.Mai und noch 
ein paar andere Sachen. 

Wir weisen euch nochmal darauf hin, daß ihr selbst helfen könnt, diese 
Zeitung gehaltvoller zu machen und Akzente zu setzen. Wenn ihr mit uns 

in Kontakt treten wollt, Artikel, Flugis oder auch nur Hinweise zu schicken 
habt, benutzt unsere unten angegebene Postadresse. 


Noch ein Wort zum Preis. Wir versuchen die INTERIM so billig wie möglich 

zu produzieren. Das hängt natürlich auch von der Auflage ab. Diese Woche 
haben wir es mit einem ziemlichen Aufwand billiger geschafft und können 
dieses Heft deshalb für 2,50 Mark verkaufen. Das kann sich in der nächsten - 
Woche wieder ändern. Bei einer größeren Verbreitung der INTERIM hoffen wir 
einen niedrigeren Preis halten zu können. 
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Es erscheint mancheif sicherlich ungewöhnlich, einen Beitrag zu Fragen der internationa- 8 
A en Wirtschaftsordnung mit einem Exkurs über Menschenrechtsfrayen einzuleiten. Aber ye- Fi 
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weltwirtschaftsordnung und der Menschenrechtsproblematik einleitend kurz anzdeuten. 
Marx hat in seiner Kritik zur Frage der "sogenannten Menschenrechte" eine kommunistische 
Perspektive entwickelt, in der die bürgerliche Beschränktheit der Menschenrechte aufge- 
hoben ist und an ihre Stelle Verhältnisse treten, in der die umfassende Wahrnehmung po- 
a litischer Rechte und Freiheiten die Bedingung für die Realisieruny sozialer Rechte 
im Sinne freier Entfaltung menschlicher Fähigkeiten und anderrerseits die umfassende 
a Nutzung der sich aus vergesellschafteten Produktionsmittel ergebenden sozialen Möglich- 
keiten die Bedingung für die Aufhebung bürgerlicher Beschränktheit politischer Rechte & 
A „und Freiheiten ist. ee 
An die Stelle einer Entwicklung in Richtung einer solchen Zielsetzung traten im rea- N 
\ » len Sozialismus Verhältnisse, bei denen soziale Sicherheit als Prämie für Wohlverhalten x 
- 7.7 gewährt wird und die Wahrnehmung politischer Rechte auf die Entwicklung und Sicherung No 
e von Verhältnissen reduziert ist, bei denen eine priviligierte Führungsspitze über Ge- y 
A „Meinwohl und gesellschaftliche Interressen entscheidet. Abnehmende politische Attrakti- « = 
3 vität und yravirende Antriebsschwächen in den Ländern dieses Systems haben dazu geführt, 
A daß ihr Einfluß auf den Weltmarkt minimal blieb und die ersuche, mittels realsozialisti- 
scher Entwicklungshilfe antikapitalistische und prosozialistische Entwicklungen in Jun- 
„gen Nationalstaaten zu fördern, weitgehend scheiterten. 
Die gegenwärtige Weltwirtschaftsordnung ist eine Ordnung von den Weltmarkt beherrschen- 
A den kapitalistischen Ländern, transnationalen Konzernen und internationalen nach kapi- 7, 
talistischen Prinzipien arbeitende Organisationen wie IWF und Weltbank. Die Aufgabe kann 
nciht in dem (ohnehin hoffnungslosen) Versuch zur Erhöhung realsozialistischer Einflüße 
auf diese Weltwirtschaftsordnung bestehen, sondern im Eintreten für gerechte politische 
"und soziale Verhältnisse in jedem eigenen Land, in allen Ländern und zwischen allen 
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"Sozialistische" Länder im IWF 


Die Wirtschaften der sogenannten sozialisti- 


schen Länder hupeln ihren kapitalistischen 
Rivalinnen permanent hinterher. Um die Kluft 
nicht zu yroß werden zu laßen, sind erstere 
gezwungen, bei diesem "Wettlauf" mitzuhalten. 
Und dabei haben sie nur eine Möylichkeit, sie 
müssen ihre Industrie modernisieren, neue und 
neueste Technologien anwenden. Diese kann 
häufiy aber nur vom Klassenfeind gekauft wer- 


der und dann in harter Währung.Devisen aber 
besitzen die "sozialistischen" Länder nicht 
bzw. nicht in ausreichendem Maße (Lediglich 
die Sowjetunion kann ihren Technologieimport 
zumindestens teilweise durch Roh- und Brenn- 
stoffexporte finanzieren.). So schien es für 
einige dieser Länder nur einen Wey zu yeben: 
sich das Geld bei den Weltbanken zu pumpen. 
Dieser Weg wurde erstmals zu Beyinn der sieb- 
ziyer Jahre intensiv beschritten.Die zentra- 
len Planer in den osteuropäischen Ländern ha- 
tten aehofft, die entstandenen Westschulden 
durch gesteigerte Ausfuhren mittels der neu- 
en Technologien auffangen zu können. 

Die hergestellten Produkte erwiesen sich auf 
dem Weltmartk aber oft als nicht konkurenz- 
fähig. Rerztendlich konnten die Schulden zu 
dieser Zeit nicht abyebaut werden. Dadurch 
verschlechterte sich die Zahlunysbilanz ei- 
niyer "sozialistischer" Länder. Diese Ent- 
wicklung reaktivierte die IWF-Beziehungen 
dieser Staaten, bzw. veranlaßte sie, erneut 
beim IWF anzklopfen. 


Polen 


Das erst.einige Jahre zuvor aus dem IWF aus- 
getretene Land sah sich 1986 gezwunden. die 
Neuaufnahme zu beantragen. Keine westliche 
Großbank wollte dem heruntergewirtschaftetem 
Polen weitere Kredite einräumen -- der Ca- 
nossagana zum Fonds war zur Wiederherstel- 
lung der internationalen Kreditglaubwürdig- 
keit unumgänglich. 


fe 
Regieruny den Eintritt. Welche konkreten 
Aufnahmebedinyungen der IWF ‚jedoch stell- 
te ist nicht bekannt, die wirtschaftli- 
chen Kurskorrekturen ein knappes Jahr 
später sprechen aber eine deutliche Spra- 
che. 
Regierungssprecher Jerzy Urban yab am 6. 
April 1987 die geplanten Kernpunkte ei- 
ner Wirtschaftsreform bekannt: Ausyabe 
von Aktien für Staatsbetriebe, Förde- 


rung privater Investitionen und verstärkte 
Orientieruny auf Joint ventures. In diesem 
Zusammenhany sayte er:"wir werden versuchen, 
die Subventionen (für die Industrie) dieses 
Jahr um 15% zu kürzen..., so daß die überal- 
terten und nicht profitablen Teile er In- 
dustrie bankrott yehen werden." Sinn der neu- 
en Reformen sei es, "die „olnische Wirtschaft 
den rationalen Regeln des Marktes anzuassen", 
Bei gleicher Geleyenheit füyte er noch mit 
bedauerndem Unterton hinzu, daß "das sozia- 
listische System Gewohnheiten entwickelt hat, 
die nur schwer zu verändern seien, beispiels- 
weise, daß es keine Unterschiede in den Ent- 
lohnunyssätzen geben soll und das der Lohn 
die grundlegenden Bedürfnisse decken müsse". 
eine Feststellung, die angesichts der schon 
bestehenden massiven Lohnungleichneiten äu- 
ßerst zynisch klingt und für die Zukunft 
nichts Gutes ahnen läßt.Staatschef Jaruzelski 
höchsselbst meinte, die neue Wirtschaftspoli- 
tik solle "das yeyenwärtige zentralistische | 
Modell eliminieren, das den Test der Zeit | 
nicht bestanden hat". Mit letzterem hat er 
sicherlich recht. Nie Fraye lautet jedoch, 
welche wirtschaft.liche Alternative er anbie- 
tet.Und die von ihm favorisierte hat eine 
eindeutige Stoßrichtung: die Arbeiterklasse. 
Die Suhventionskürzunyen werden Preisstei 
gerunyen hervorrufen, die Schließuny unren- 
tabler Unternehmen zu (noch mehr) Arbeitslo- 
siykeit führen. Dies wiederrum wird zu einer 
verschärften Konkurenz innerhalb der Werk- | 
tätiyen beitrayen, was unweiyerlich Reallohn- 
senkung bedeutet. ! 
Anfany Juli stellte die Weltbank Polen einen | 
Kredit in Aussicht. Bedinyung: das Land solle 
sich noch mehr marktwirtschaftlich enyauie- j 
ren.Einen Monat später konnte die polnische 
Reyieruny ein Umschuldunysabkommen über 8 Mrd. 
Dollar mit 500 westlichen Gläubiyerbanken, 
unter Leituny der österreichischen Creditan- 
stalt-Bankverein, abschließen. Die Rückzah- 
luny der Summe wird auf 15 Jahre gestreckt 
und der Zinssatz verringert. Das Abkommen be- | 
Steht aus zwei Teilen. Der ertse läuft 1990 | 
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TFine vorbereıtende Maßnahme für den Wieder 
eintritt war die Einführung eines Gesetzes 
über Gemeinschaftsunternehmen (Joint ven- 
ures) zwischen polnischen und westlichen 
Firmen, bei dem die Westfirmen soyar über 
eine Mehrheitsbeteiligung verfüyen können. 
Mit diesen und anderen Marktwirtschaftli- 
chen Avancen verschaffte sich die polnische, 
aus und soll "nicht konditioniert" sein. Der 
zweite Teil jedoch hängt davon ab, daß Polen 
ein Abkommen mit dem IWF erzielt. Dieses Ab- 
kommen wird weitere marktwirtschaftliche Zu- 
yeständnisse der polnischen Reyierung enthal- 
ten. Ist die Regierung nicht zur Akzeptie- 
runy des IWF-Diktats bereit, so würden ihr 
sofort alle westlichen Kreditquellen, auf die 
sie so drinsend angewiesen ist,versiegen. 
Doch momentan deutet alles auf eine fonds- 
treue Politik der polnischen Reyırruna hin. 
Den wirtschaftlichen Reformen stehen iedoch 
politische Hindernisse im Wey. Durch die 
wirtschaftlichen Veränderungen wird sich der 
Lebensstandard der polnischen Bevölkerung 


weiter verringern (der immmer noch unter 
dem Niveau von 1978 liegt) und sich demzu- 
folge der Widerstand der Arbeiterklasse 


verstärken. Und gegen diesen ist das Ja- 
ruzelski-Regime relativ machtlos. Mit 
Panzern und Sondereinsatzkommandos la- 
ssen sich zwar protestierende Arbeiter- 
rinnen ermorden und unabhängiye Gewerk- 
schaftsbüros dichtmachen, aber eben nicht 
die Wirtschaft in Gany halten. Die Wun- 
den die der General mit dem Krieys- 
recht in die polnische Gesellschaft ye- 
schlayen hat, sind noch zu frisch und 
könnten leicht wieder aufbrechen. Alle 
politischen Krisen im Nachkriegspolen 
(1956. 1970, 1981) waren unmittelbares 
Ergebnis von Reallohneinbußen, vor allem 
in Folge von Preiserhöhungen. Und auf 
nichts anderes läuft auch das neue Wirt- 
schaftsproyramm hinaus. 

Die polnische Regierung muß einen ande- 
ren Weg wählen, wenn sie soziale Evolu- 
tionen vermeiden will. Sie glaubte den 
Ausweg in einer Volksabstimmung gefun- 
den zu haben, in der die Bevölkeruny 

die Austeritätsmaßnahmen absegnen sollte. 
Geboten bekam diese dafür sehr zayhafte 
politische "Liberalisierungen", die sich 
jedoch alle im Rahmen des bestehenden 
Systems beweyen; von der offiziellen 
Tolerieruny unabhängiyer Gruppen war in 
dem Referendum nicht die Rede. 

Die polnische Bevölkerung hat diesen 
Austeritätsmaßnahmen nicht ihre Zu- 
stimmuny erteilt. Das heißt aber keines- 
weys, daß selbiye nicht durchgeführt 
werden; ihre Realisierung wird lediglich 
etwas verschoben, bzw. modifiziert. 
Durchueführt werden aber müßen sie — 
darauf dränyt der IWF. 

Die nächsten Jahre Polens werden sehr 
interressant werden. Mit der Implemen- 
tieruny der marktwirtschaftlichen Refor- 
men, werden die Lebenshaltunyskosten 
steigen, was die Gefahr des Aufflammens 
ökonomischer beyründeter Unruhen‘ ver- 
stärkt. Und diese sind in den Gesell- 
schaften sowjetischen Typs bis jetzt häu- 
fig genuy in politische Kämpfe umgeschla- 
gen. 


Ungarn 


Auch die ungarische Regierung poussiert 
momentan sehr anyestrenut mit den markt- 
wirtschaftlichen Methoden, die sie als 
Heilmittel für die Gebrechen der büro- 
kratisch/ (nicht demokratisch-) zentra- 
lisierten Planwirtschaft betrachtet. 

Und diese Gebrechen mehren sich in 
letzter Zeit in alarmierender Weise. 

Das "Konsumparadies des Ostblocks" hat 
zwar immer noch ein umfangreiches Waren- 
angebot, aber die Zahl derjeniyen, 


die sich dieses leisten können, nimmt ra- 
pide ab. Zehn Milliarden Dollar Auslands- 
schulden (die höchste Pro-Kopf-Belastuny 
eines Ostolocklandes), schrumpfendes 
Wachstum in der industriellen und land- 
wirtschaftlichen Produktion, ein zunehmen- 
des Haushaltsdefizit und die permanen- 
te Inflation hinterlaßen ihre Spuren. 
Der Lebensstandard hat sich in den letz- 
ten drei Jahren um sieben Prozent verrin- 
gert. 
Am 2.Juli 1987 wurde vom ZK ein neues 
Wirtschaftsproyramm ("soziales und wirt- 
schaftliches Entwicklungsproyranm") ance- 
nommen; die Preise für 100 Waren des täy- 
lichen Bedarfs (Brot, Kohle, Gas, Strom..) 
Stiegen um durchschnittlich 20%, die 
Löhne wurden jedoch nicht erhöht. Die 
Banken yewähren nur noch produktiven Be- 
trieben neue Dartehcn, ünrentabel arbei- 
tende Firmen können dichtygeniacht werden. 
Die Profitsteuer wurde von 90 auf 45% 
gesenkt, das Leistungsprinzip in den Be- 
trieben noch weiter ausgebaut, die Anzahl 
der maximal in einem Privatbetrieb be- 
schäftiyten wurde von 12 auf 20 
erhöht. 
Seit 1983 ist in Ungarn der private übli- 
yationshandel erlaubt. Mittlerweile yibt 
es schon die ersten Leute, die allein von 
den Zinsen ihrer Wertpapiere leben können, 
also nicht mehr arbeiten zu brauchen. Im 
Juni 1988 soll dem Parlament ein Gesetz 
über die Einführung von Aktien vorgelegt 
werden, das am 1.Januar 1989 in Kraft 
treten wird. Das kann zu einschneidenden 
“ Veränderungen in den Eigentumsverhält- 
nissen führen, denn Aktien signalisieren 
— im Gegensatz zu Obliyationen — reales 
Privateiyentum. 
Im September 1987 wurden weitere t.ief- 
greifende Veränderungen durchgesetzt: 
die Provitsteuer wurde weiter gekürzt, 
dafür eine private Einkommenssteuer mit 
einem Spitzensatz von 50% und eine Mehr- 
wertsteuer von bis zu 25% einyeführt. Das 
ist für den gesamten Ostblock ein nie 
dayewesenes Ereiynis. 
aleichzeitiy wurden die Subventionen für 
schlechtlaufende Unternehmen und für Kon- 
Sumyüuter (Darunter Brot und Milch) ge- 
kürzt — "ein fast reayanesques Pro- 
yramm. 
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Die ungarische herrschende Bürokratie 
sucht einen Ausweg aus der Krise yanz 
offensichtlich in einer weiteren An- 
näherung an die Marktwirtschaft. Auch 
hier ist unklar, wie stark der Einfluß 
des IWF auf die Maßnahmen zu Subven- 
tionsabbau, Reallohnkürzung und Auswei- 
tung des Privatsektors ist. Aber er hat 
auf jeden Fall seine Finger im Spiel: 
die beschloßenenen Maßnahmen yehören zu 
den Lieblinysaufyaben der IWF-Moneta- 


AR 
l ist die direkte 
Einmischuny des internationalen Kapitals 
in Ungarn im letzten Jahr bekanntgewor- 
den: Die Nachbaroryanisation des IWF, die 
Weltbank, kritisierte in einem Bericht die 
"unzureichenden Fähigkeiten" der unya- 
rischen Manager und drang auf die Bil- 
duny einer Managerschule westlichen 
Stils, mit westlichen Lehrern. Die Re- 
yieruny reayierte prompt. Bereits im 
September 1988 soll die Schule in Bu- 
dapest eröffnet werden. 
Die ungarische Unteryrundzeitung 
"Harmondo" machte sich eigene Gedan- 
ken über den neuen Wirtschaftskurs: 
"Der stärkste Schlay, den die ungarische 
Wirtschaft treffen könnte, wäre, wenn 
die Arbeiter und die Unternehmen die 
Aufforderuny akzeptierten und härter ar- 
beiten würden. Stellen wir uns vor, was 


. dann passieren würde: Die Wirtschaft 
_ würde mehr und mehr unverkäuflichen 


Plunder produzieren, der rohstoff- und 
energieintensiv mit alten Maschinen her- 
gestellt würde — falls diese überhaupt 
noch ansnringen. Der Import von Roh- 
stoffen und Energie würde zunehmen, der 
Export aber nicht wachsen. Neue Anleihen 
wären nötig, um die Importe zu bezah- 
len und frühere Anleihen und Zinsen zu 
begleichen... Die Wirtschaft würde sta- 
tistisch gesehen schnell wachsen, in 
Wirklichkeit jedoch zusammenbrechen." 
Die Kosten des neuen Wirtschaftskurses 
träyt natürlich nicht die Bürokratie, 
sondern die Werktätiyen. "Streiken ist 
angesayt" — das leyte selbst das Partei- 
Oryan "Nepszabadsey" am 6.Juli 1987 den 
ArbeiterInnen ans Herz. Es kam schon zu 
ersten Unruhen; die Wirkliche Konfronta- 
tion steht jedoch noch aus. 


Jugoslawien 
Der jugoslawische "Marktsozialismus" hat 
ebenfalls schwere ökonomische Probleme. 
Seien über 100%iye Inflationsrate zählt 
zu den höchsten der Welt, der Lebensstan- 
dard, ist inzwischen wieder beim Niveau 
der 60iyer Jahre gelandet, die Hälfte der 
GehaltsempfänyerInnen kann von ihrem Lohn 
nicht einmal den täylichen Lebensunter- 
halt abdecken, die Arbeitslosigkeit be- 
träyt 17%, die Schuldendienstquote liegt 
bei 40% — kein Wunder also, daß das Land 
nur noch unter der Ägide der IWF kredi- 
würdig ist. 

Im Mai 1986 erhielt Jugoslawien vom IWF 
einen Bereitschaftskredit (STandby) mit 
einer Laufzeit von drei Jahren. Das Land 
mußte sich im Gegenzug verpflichten, dem 
Fonds "gewisse" Aufsichtsrechte über die 
Wirtschaft einzuräumen. Kurze Zeit Spä- 
ter wurde das Abkommen noch verschärft: 
Der Währungsfonds hat jetzt zweimal jähr- 
lich das Recht, eine eneralinventur in 
der jugoslawischen Ökonomie zu machen. 
Kaum vier Monate danach yab es dann den 
ersten Krach. Durch eine Indiskretion 
wurde bekannt, daß der IWF den BdKJ 

(die jugoslawische KP) gerügt hatte. Die 
Zentralbank hatte zu niedrige Zinssätze 
(unter der Inflationsrate), die Reyie- 
rung würde zu stark von marktwirtschaft- 
lichen Prinzipien abweichen und die von 
ihr verhänyten Preisfestsetzungen sei- 
en völlig fehl am Platze. Der BdKJ mußte 
prompt zurückstecken und sich dem Fonds 
beugen. Er fror im Dezember 1986 bundes- 
weit die Löhne ein und hob die Preise 


für viele Bedarfsgüter an. Die Arbeiter 
Innen antworteten mit der größten Streik- 
welle seit dem zweiten Weltkriey. Im Ver- 
des Jahres 1987 waren nach offiziellen 
Gewerkschaftsanyaben über 200.000 Be- 
schäftigte an 1300 Streiks beteiligt. 


Seit 1983 leistet Jugoslawien die vor- 
geschriebenen Zins- und Tilgunyszah- 
lunyen. Doch im Juli 1987 yab es dann 
erstmals wieder Probleme, als 245 Mio. 
Dollar nicht rechtzeitig zurückersta- 
ttet werden konnten. Ende September 
1987 hat der Vizechef der Nationalbank, 
Slobodan Stanojevic die westlichen 
Kredityeber u.a. um die Erlaubnis ye- 
beten, die Tilgungsraten vorübergehend 
einstellen zu dürfen: es werde ein 
länyerfristiyes Umstrukturierunys- 
proyramm erarbeitet. Sofort darauf wurde 
Finanzminister Svatozer Rikanovic zum 
IWF-Hauptquartier nach Washinyton be- 
ordert, wo ihm der Fonds die Absicht 
deutlich machte, seine Aufsicht über 
die jugoslawische Ökonomie weiter aus- 
bauen zu wollen. 

Die juyoslawische Reyierung ist mit ei- 
nem Dilemma konfrontiert. Zum einen ist 
sie auf Westkredite anyewiesen, diese 
kann sie aber nur mit Zustimmuny des IWF 
bekommen. Der Preis für diese Zustim- 
muny ist auch in Jugoslawien die Durch- 
führung marktwirtschaftlicher Reformen. 
Diese verrinyern aber den Lebensstandard 
der Werktätiyen, was zu Streiks führt 
(und bereits yeführt hat), zu Unruhen 
und politischen Krisen und letztendlich 
das Machtmonopol der jugoslawischen 

KP in Frage stellt. 


RUMÄNIEN 


Ganz anders sieht es dageyen in Rumä- 
nien aus. Staatschef Ceaucescu per- 
sönlich hat zum "Kreuzzug gegen die 
Auslandsschulden"aufgerufen. Rumä- 
nien ist das einzigste Ostblockland 
im IWF, das in den achtziyer Jahren 


Fünf"soziäßistitcher Länder 123 seine Auslandschulden verringern konnte. | 
— China "Entwicklungsländer" Doch um welchen Preis! Alles, was nur 
— Jugoslawien irgend möglich, wird in den Export ge- 
38% 3 ag : i 
— Bonn worfen. Die Investitionen in maschi- 
— kumanien i i 
— Unyarn 19 westliche Industrieländer nelle Ausrüstungen sind fast auf Null 


gesunken, die onehin kümmerliche Infra- 


5% 57% 


China 


China ist das einziyste "sozialisti- 
sche" Land ist, das keine Rückzahlungs- 
schwierigkeiten hat und trotzdem Mit- 
ylied des IWF ist. Zwar ist die Aus- 
landsverschuldung mit 16 Milliarden 
Dollar (1986) in absoluten Zahlen 
ziemlich hoch, jedoch wieder relativ 
angesichts der riesigen chinesischen 
Wirtschaft. Die 1987 eingeleitete 
"Politik der offenen Tür" für das 
ausländische Kapital ist nicht auf den 
Druck des IWF zurückzuführen, sondern 
vielmehr auf die autonomen Bestrebungen 
der chinesischen Bürokratie. Mit West- 
krediten hat hat das Land keine Pro- 
bleme. Ja, die Banken reißen sich so- 
gar um die Bereitstellungen von Dar- 
lehen und versuchen mit Billigange- 
boten in den ungeheuren chinesischen 
Markt einzusteiyen. 


struktur yeht jetzt völlig vor die 
Hunde. Die Einfuhren wurden drastisch 
eingeschränkt. Jedes devisenfordernde 
Importgut bedarf einer staatlichen Son- 
dergenehmiyung. Der Lebensstandard der 
Bevölkerung verringert sich in beäny- 
stigender Weise. Die Grundnahrungsmittel 
sind rationert. Traurige Berümtheit haben 
die bei jedem Winter wiederkehrenden 
Energiesparprogramme erlanyt. Verständ- 
lich, daß dieser harte Autoritätskurs 
auf Proteste bei den Werktätigen sto- 
ßen muß: die spontanen Unruhen vom 15. 
November 1987 in Bresov, der zweitgröß- 
ten Stadt des Landes, sprechen für 
sich. 

Entscheidend für die Zukunft wird sein, 
ob der rumänische Diktator auch in den 
nächsten Jahren in der Lage sein wird, 
die aufgebrachte Bevölkerung durch sei- 
nen monströsen Sicherheitsapparat in 
Schach zu halten. Bis jetzt ist ihm das 
geglückt. Es gibt in Rumänien immer 
noch keinen Ansatz zu irgendeiner Form 
der oryanisierten Opposition. 

Selbst, wenn es Rumänien mit seiner 
rigerosen Sparpolitik schaffen würde, 
wie geplant bis 1990 die Auslandsschul- 
den restlos abgezahlt zu haben, steht 


es vor der paradoxen Situation, SO- 
fort neue Anleihen aufnehmen zu müßen. 


a durch die momentan auf Teufel- 


für 


/ 


Velotras komm-raus betriebene Exportorientierung 
wird selbst die einfache Reproduktion 
„des Maschinenparks nicht mehr yewähr- 


BP ]eistet. Die Maschinen werden einfach 


TSKkt so lanye betrieben, bis sie auseinan- 


derfallen; Geld für neue ist nicht aa. 
Soll aber auch in den 90ziger Jahren 
Ä noch etwas in Rumänien produziert wer- 
den, so sind zuerst einmal frische Dar- 
A lehen- nötig, um neue Maschinen zu kau- 
‘fen , bzw. die alten zu reparieren und 
RR die Infrastruktur auf Vordermann zu 
“ses bringen. Dann wird die Stunde des IWF 
# schlagen. 8 
= Ceaucescu konnte sich bis jetzt noch ye- 4 
gen dessen Diktate behaupten, da er für 
"sein" Land keine Kredite in Anspruch 


SR 7 


Fe. 
TyInK® 
N % EL. 
...läßt sich konstatieren: 
Die Regierungen der "sozialistischen" 
Länder versuchen, der Krise, von der 


u 
land, pı 


mehr oder weniger alle heimgesucht wer- ‚156 


den, durch eine verstärkte Ausweitung 
marktwirtschaftlicher Elemente zu be- 
yeynen. Zusätzlich zielen die Diktate 
des IWF, die an Kredite gebunden sind, 
auf eine noch tiefreyreifende Anwen- 
dung marktwirtschaftlicher Prin- 
zipien. 
Die "sozialistischen" Länder im IWF 
stehen nicht auf der Seite der Nutznie- 
Ber des Fonds (mit Ausnahme Chinas), 
sondern auf der yleichen Seite wie 

# die unterentwickelt yehaltenen Länder 

X} der "Dritten Welt" — auf der Seite der 
Verlierer. 
Die "sozialistischen" Länder, die nicht 
im IWF sind — vor allem die UdSSR, DDR 
und die CSSR — haben zwar beträchtliche 
Auslandsschulden, aber meist auch yro- 


ße Gold- und Devisenreserven, so daß sie 


noch als kreditwürdiy gelten und nicht 
dem Fonds beitreten müßen. 

Die schöne Regelmäßigkeit mit der sich 
die Regierungen der Ostblockländer in 

Richtung Markt wenden, wenn es mit der 


Ökonomie bergab geht, darf nicht darüber 


hinwegtäuschen, daß es noch einen ande- 
ren Weg gibt: die gesamtgesellschaft- 
liche Selbstverwaltung. 


Der einzige Vorteil den die bürokratisch 


zentralisierte Planwirtschaft gegenüber 


der Marktwirtschaft hat, ist die Planung 


auf gesamtgesellschaftlicher Ebene (und 
nicht auf betrieblicher). Doch dem Sta- 
chel der kapitalistischen Konkurrenz 


su 
3 


— die Arbeitersolidarität — gegenüber- 
r stellt. Voraussetzuny dafür ist aller- 
/ ; dings die Herrschaft der Werktätigen 
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hat sie nichts gleichwertiges entyegen- 

zusetzen. Das könnte nur eine demokra- 
—_. tisch-zentralisierte Planwirtschaft, 
die dem privaten Wettbewerb mit sei- 
a nen Neyativfolgen (Ressourcenver- PER 

‘%, schwendunyg durch Parallelentwicklungen, Seesen 

\ Überproduktion und Arbeitslosigkeit) die Pier. 
" bewußte und freiwillige Kooperation \ 


selbst und nicht etwa die einer elitären 
Bürokratenkaste. 
Die Tatsache, daß die Reyierungen der 

(das gilt auch für Gorba- MM 


7) 
W Ostblockländer 
* tschow) diesem System einer wirklichen 
' sozialistischen Demokratie weiterhin 


ihre bürokratische Diktatur vorziehen, 
in der die Werktätigen weniger poli- 
tische Freiheiten haben, als in den 
bürgerlichen Demokratien (Verbot un- 


Unterdrückung freier Arbeiterdiskussion) % 
zeigt an, wie "ernst" es diese Regierun-'5 
gen mit dem Sozialismus — der Herrschaftä 
der direkten ProduzentInnen — wirklich 
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che ArbeiterInnen mußten aufgeben 


Polnis h 
r neuen Anti-Streikgesetze in Polen j 


Einen Tag vor dem Inkrafttreten de 
mußten die letzten,in der Danziger Leninwerft ein 
ihren Streik ohne konkrete Vereinbarungen mit der Jerksleitung 4 
einerseits unter dem Druck der rechten Scharf- 
dererseits unter dem IuF-Diktat zum Einfrieren \ 


geschlossenen streikenden 
ufgeben. 


Die Regierungsvertreter, 

machen aus dem Westen, an 
der Löhne, hatten zwischendur 
heit der am Streik beteiligten angeboten. 

nach der Jiederzulassung ihrer eigenen una 
abhandeln lassen. Die Belagerung durch die 
polnischen Polizei, die eine Joche vorher SC 
geschlagen hatte, war die Streikfront zum Schlu 
bröckelt, daß das Streikkomitee den Abzug vom u 


beschloß. 


\ 


ch sogar Loßnerhöhungen und die Straffrei- 
Die hatten sich ihre Forderung IN 


bhängigen Gewerkschaft nicht 
"Anti-Terror-Einheiten" der | 
hon in Nowa Huta brutal zus 
3 jedoch soweit abge- 
erksgelände ohne Ergebnis 


le in polnischen Betrieben in Bromberg, 


Breslau, Krakau, Danzig und Warschau sind von einer bemerkenswarten Soli- 
darität der Streikenden untereinander gekennzeichnet. Die Erfüllung. der 
Forderungen von Streikenden aus anderen Betrieben sowie die Freilassung 
der dort Festgenommenen werden überall zu zentralen Streikforderungen, 


cheinheiligkeit der Reaktionen aus dem lJesten 
-Jerft in Danzig. Während sich die BRD- 
Parlamentarier - von den Grünen über SPD-Vogel bis zu CDU-Kettenhund 
Geisler - über die Niederschlagung des Kampfs um "demokratische Rechte" 
empören (und dabei die ökonomischen Notwendigkeiten dieses Kampfs und 
seine Ursachen geflissantlich verschweigen), blicken die internationalen 
Banken besorgt nach Polen. Sie befürchten die Ausweitung des Jiderstandes 
gegen die polnische "Reformpolitik", die nichts anderes ist als die Unter- 
werfung unter das Diktat des IWF, und sie verstehen sehr wohl, daß die 
Forderung der Streikenden nach Jiederzulassung der "solidarnosz" weit 

mehr ist als die Forderung nach"demokratischen Grundrechten"” kapitali- 
stischer Prägung sondern die organisatorische Voraussetzung für den 
landesweiten Widerstand. 

50 betrachtet, ist es auch einleuchtend, daß die Regierung SO 
erhöhungen bereit war, wenn die Streikenden bereit waren, auf die 
Legalisierungsforderung ihrer Gewerkschaft zu verzichten. 
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Die fast vierzehntägige Streikwel 


Bemerkenswert ist auch die 5 
auf den Streik ..auf der Lenin 


gar zu Lohn- 


ee... ar, 
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er Direktor der Danziger Lenin-Werft, 
Tölwinski, drohte nach den ergebnis-SN 
losen Gesprächen mit der Schließung — N 
der Werft, die 12.000 Arbeiter be-&X-XN\ 
schäftigt. In einer Erklärung heist IQ) 
es dazu, die Nationalbank und das > I) 
Finanzministerium hätten wegen der fi-”<) 
nanziellen und materiellen Situation 
der Werft, die von den Streiks verur- 
sacht worden sei, weitere Kreditat. yer-{Z 
weigert. In einem Bericht der Armee-7/\ 
zeitung "Zolnierz Wolnosci" hieß es, 
die Werft habe derzeit rund 1 Mrd. 


Streik jetzt auch in Warschau 


Am Montag legten im Traktorenwerk 
Ursus in Warschau bis zu 80% der 
rund 15.000 Beschäftigten die Arbeit 
nieder. Ein vierköpfiges Streik- nn 
komitee unterbreitete der Betriebs- 

leitung die Forderungen der Strei-@ 
kenden, darunter die Wiederzulassung 
der "Solidarität". Weiter würden Kon- 
zessionen an die Streikenden in Dan- 
zig und auf der Lenin-Hütte in Kra- nn n% N 
kau verlangt. Das Streikkomitee habe, ae u an, PIN 

später gemeinsam mit 600 Sympatisanten 
die Werkskantine und eine angrenzende 
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Auf der Lenin-Werft in Danzig lehnten 
die streikenden unterdessen ein von 
Streikkomitee und Verksleitung aus- 
gehandeltes Kompromißangebot ab. 
Er sah vor, die durchschnittli- \ 
chen Löhne um 35% zu erhüöhen“und 
die Teilnehmer des Streiks straf- 
frei ausgehen zu lassen. Die 
Beschäftigten bestanden Jedoch 
auf der Forderung nach Wiederzu- 
lassung der "Solidarität". 
EL I ei 
Die Streiks in Polen hatten ame 
(25 April mit einem Ausstand in den 
Verkehrbetrieben in Bromberg be-S 
Korean), der von Mitgliedern des 
 atsaritaieh Gewerkschaftsbundes SA,G 
(opzz getragen wurde. Es folgten die 
Kzom der "Solidarität" organisierten 
Arbeitsniederlegungen in der Lenin- 
Hütte, im Stahlwerk Nowa Huta und 
den Dolmel-Elektrowerken in Breslau) e ( 
Kr und schlieslich vor einer Woche auf 
IV der Lenin-Werft. ROXY AAN AHA 
NENNEN 
BA Bis auf die Ausstände in Krakau und 
AN 5 die anderen Konflikte 
[WW mi ohnerhöhungen beigelegt, nach- e 
| dem die Streikenden Ines ar 5:7 Banzr® areengl 2. RD a) 
Forderung nach Wiederzulassung der N EN . 
n . - .. ” “ 
salidarität" Fallengslassen nakken, Denn die Direktoren, dieser Lindruck 
‚drängt sich auf, werden die Hauypt- 
gegner im Kampf der Regierung 

sein. 
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vollmachten der Regierung beschlos- 
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„ geirung, im Interesse der Rentabi- ASS 
lität ohne den sonst üblichen In-—— s< 
stanzenweg strukturelle Anderungen IIISN 
und Personalreduzierungen in den 
staatlichen Betrieben vorzunehmen 
Direktoren können entlassen und uk" 
eingestellt werden. Den Passus im DIN. 
Entwurf, der ein generelles Streik-! 
verbot vorsah, hatte die Regierun 
kurz zuvor fallenlassen. SS Y'. 
Wie Ministerpräsident Messner er- N 
klärte, soll von der im Gesetz a. 
vorgesehenen Möglichkeit, Löhne 
und Gehälter einzufrieren, 
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Walesa: Streik kam zu früh 


SON) streik in Danzig sagte: der Vorsitzen- 
<.de des Streikkomitee, Szablewski,' “2 


EIN. 

IN das Komitee habe eine gewaltsame X 
(7 

DS i 
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>> _ 
5% Außerdem habe die Polizeiblockade 7% 
| »der Werft ihre Wirkung gezeigt. "Wir :E 


“ By. keine Unterstützung. Die Men-- 


» schen konnten nicht zu uns kommen". 


/ Gewerkschaftsführer Jalesa bewertete “[ 

®737-_den Streik als eine Lehre, die "Soli-, 
% ei Jarität" sei in der Lage, große "Sn. 
55 Kräfte zum Aufbau des Landes zu 7 

entwickeln, aber auch "wie ein.» tx“, 
#Donnerwetter dreinzuschlagen". e 
"Er meinte daß der Streik zu früh AJ, 
vs ausgelöst wurde, und schloß nicht /.X 


» 


gegen streikende Arbeiter äußerten 


Ze 
a Sc c”’ N 

IR sich die Grünen. Die allseits er-NQ ER <..Normale oder gar gutnachbarliche 

X “N wünschten demokratischen Reformen & sp T Beziehungen zwischen der Bundesrepu- 
N N “ seien nicht gegen die arbeitenden ar tZblik und Polen könnten auf die Dauer, 


ee Rz . ESSEN nur gedeihen, wenn das Kommunistische; 
En En Sir ‚Regime den Menschen in seinem Macht -” 
yg > > IS bereich elementare Rechte nicht ver- 
Sy wei ah i T 
TAN x ‚e den ir nt ee 
N N rs) Ve N % PINS 
ERS 7 SIy.; 
'\polnische Führung appelliert, auf Po- SIE kT\) 
lizeieinsatz und Sondergesetze zu ver-, 


ichten. G Arbeitneh | 
et OCGE! GESTIICH 


Polizeigewalt und staatlicher Repres- 


AvAoyQ\ sion vorgegangen werden. Vielmehr 7, # 


AR ua I 1 - 
\N ... bei Vogel... 
ir? 


vB 


\) 
il) N müßten die Reformen ernsthaft ge- AU A 5 N ü 
Ö KA \prüft...(na, undsoweiter) .. und beim Papst L PN 
& “ 


Auf seinem Flug .nach Uruguay hat 
sich der Papst für die Streiks in 
Polen eingesetzt. Sie sollten nicht 
mit-Gewalt beendet werden. Gewerk- 
schaften könnten einen Beitrag zur 
"Gesellschaftlichen Harmonie" leisten, 
bemerkte er sehr weise. 
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des Kriegsrechtes in Polen angeordnet 
hatte. Im Laufe der Zeit sei es aber 
möglich, daß sich die USA im Interna- 
tionalen Währungsfonds, bei der Welt- 
bank und beim Pariser Club der wichtig- 
sten westlichen Industrienationen für 
eine Unterstützung des polnischen 
Wwirtschaftsreformprogrammes einsetzen 
würden. Dem könnten Kredite privater 
US-Banken an Polen und schließlich di- 
rekte Regierungshilfen folgen. All dies 
sei ınun gefährdet, weil es in Polen an 
"nationaler Aussöhnung" fehle. 


USA machen angeblich wirtschaftliche 
Unterstützung von Polen vom Maß der 
"nationalen Aussöhnung" abhängig 


Das Vorgehen der polnischen Behörden 
genen Streikende gefährdet nach den 
Worten des stellvertretenden U5-Außen- 
ministers wWhitehead eine Unterstützung 
der USA für internationale Kredite und 
direkte Hilfen an Polen. 

Bislang habe die US-Regierung zwar nur 
die Sanktionen wieder aufgehoben, die 
Präsident Reagan 1981 nach Verhängung 


... und was sagen die Banken? 


Banken sorgen sich um Polen 
Noch haben die Arbeitskämpfe keine Auswirkungen auf die Kreditwürdigkeit 


- London (Reuter). Die Arbeitskämpfe in Polen durch kräftige Preiserhöhungen im Rahmen des 
werden von den internationalen Banken zwar 5 ist nach Ansicht 
mit Sorge beobachtet, negative Auswirkungen | der Bankfachleute die schlimmste seit den 
auf die Beziehungen des hochverschuldeten | Arbeitskämpfen der Gewerkschaft „Solidarität“ 
Landes zu seinen westlichen Kreditgebern sind |jm Jahre 1981. Der Londoner Wirtschafts- 
nach Ansicht von Experten zunächst aber nicht wissenschaftler und Polen-Experte Jacek Ro- 


zu erwarten. len sich_die_seit Tagen | stowski rechnet damit, daß die Arbeiter mit. 
andauernden Ar eir weiteren Arbeitskämpfen die Regierung zu 


Produk- 


allerdings a ausweiten and damit weitere 


'olen bereite den Earerastionalen Banken im 
Grunde ohnehin seit Jahren Sorge. Seit 1980 
befinde sich das Land, soweit es die Banken 
betreffe, in der Krise, meint denn auch ein 
Londoner Banker. Die jetzigen Arbeitskämpfe, 
setzten den Problemen quasi nur ein „i-Tüpfel- 


Zugeständnissen zwingen werden. Nach seiner 
Ansicht dürfte die Regierung auf die Forderun- 
gen der Streikenden — zumindest teilweise — 
eingehen, womit dann allerdings wiederum die 
Inflation angeheizt werden dürfte. 

Ohnehin sind die Steigerungen sowohl bei 
den Preisen als auch bei den Löhnen schon über 
das für 1988 gesteckte Ziel hinausgeschossen, 
und die Inflation dürfte in diesem Jahr nach 
Schätzung von Experten bei mindestens 50 


chen“ auf. Was jetzt in Polen geschehe, habe, | Prozent liegen. Seit langem bemüht sich Polen 
ee nn bi slang aus hauen könne, nur | um günstigere Kreditbedingungen. 

Wie aus diplomatischen Kreisen in Paris dazu 
SC green FRATENTTTTEN rliegen | verlautete, könnte es schon bald zu Gesprächen 

‚bringen. zwischen Polen und den im sogenannten Pariser 

Angefangen haben Polens Schuldenprobleme | Club zusammengeschlossenen Gläubiger- 

nach Angaben von Bank-Analysten mit der |ländern kommen. Bundeswirtschaftsminister 
relativ liberalen Ausgabenpolitik der 70er | Bangemann sagte nach einem Bericht der, 
Jahre. Seitdem habe der Export in Hartwäh- | Zeitung „Financial Times‘, Bonn werde Polen 
rungsländer, bedingt durch eine dramatische | zusammen mit den anderen Staaten des Pariser 
$ Verslterung der Industrie, nicht mit den | Clubs soweit als möglich helfen, Ob es so 
\ » Anf des Schuldendienstes Schritt |kommen wird, dürfte von der weiteren Ent- 
X halten ee 


wicklung in Polen abhängen. 


ilt als nicht geschrieben. 


IN VEN \rV AVJrFazit der Banken-Einschätzung: Ein "lokaler" Konflikt in RR 
7 Dh zo 1en ist akzeptabel, solange er keinen Einfluß auf die N 
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\ Expart-Quote des Landes hat. Auf den nationalen Rahmen 
UND 


OUVoum\pearenzt, hat er sogar den Vorteil, als Kampf der Arbei- 
terInnen um "demokratische Reformen" interpretiert 
und somit für die Öffnung Polens gegenüber der kapi- 
talistischen Ausbeutung funktionalisiert werden zu 
können. 
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ABB FÜR UDSSR ke 
DEUTSCHE BANK 


Deutsche Kreditinstitute unter der Ko 
Führung der Deutschen Bank werden die IB ; 
von der UdSSR yeplante Modernisieruny 7 
ihrer Nahrunysmittel- und Konsumyüuter- RI de 
industrie durch deutsche Firmen mit BES 
Krediten bis zu 3,5 Milliarden DM fi- ® 
nanzieren. Eine entsprechende Verein- 
baruny haben die Deutsche Bank und die 
Außenwirtschaftsbank der UdSSR im rah- & 
men der deutsch- -sowjetischen wirt- N 
schaftsyespräche in Düsseldorf ye- b 
troffen, teilte die Deutsche Bank am 
8. Mai mit. Danach wird ein deutsches 
Bankkonsortium yebildet, das die Mit- 
tel entsprechend dem Abschluß einzel- 
ner Lieferkontrakte mit deutschen Fir- 
men bereitstellt. 

Die sowjetische Deleyation unter 
Leituny des stellvertretenden Mini- 
sterpräsident der UdSSR, Alexej Antonow, 
hatte nach den Anyaben vom 5. bis 7. ” 
Mai Gespräche mit rund Z00 Vertretern 
der deutschen Industrie und Banken ye- =. 
fuhrt. 

Der Leiter der deutschen Deleyation, 
Vorstandssprecher der Deutschen Bank 
Friedrich wilhelm Christians,erwartet 
sroßaufträue und Beschäftiyuny für die 
deutsche Industrie "bis weit in die 1 
90er Jahre" durch die deutsche Beteili- 
yuny an Großprojekten in der UdSSR. E 


2. at® 


Laut Christians will die Sowjetunion 
weiterhin die reichen Rohstoff- und. . 
Mineralienvorkommen in Westsiberien un 
auf der Halbinsel Kola mit ausländi- ER 
schem Kapital erschließen. ae 
Der deutsche Maschinenbauindustrie #9 
rechnet nun mit Milliardenaufträyen aus "# 
der UdSSR. Der zwischen der UdSSR und ;\% 
Deutsche Bank vereinbarten Kreditrahmen $\$ 
von 3,5 Milliarden DM dürfe zudem "mehr 
oder weniger total" als Auftragswert «a 
aus der Sowjetunion an die deutsche = 
Wirtschaft zurückfließen. x, 
Das Bundeswirtschaftsministerium 
sieht keine Probleme, über den Kredit- 1 
rahmen finanzierte sowjetische Aufträge; IS 
an deutsche Anbieter über Buryschaften ES 
abzusichern. Die UdSSR yelte als yuter 
Schuldner, gm ein era 
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VOLKSREPUBLIK CHINA WILL IN HIGH-TECH 
EINSTEIGEN 


China will ähnlich dem amerikanischen 
Silicon Valley 6 Höchsttechnoloyie- ; 
Zentren aufbauen. Mit zum Großteil aus- 
ländischem Kapital und importierten x 
Technoloyien sollten Mikroelektronik, 

Robotor- und Lasertechnik, Glasfaser- 

Kommunikation und Biotechnoloyien ent- 
wickelt werden, berichtete die amtliche u 
Nachrichtenayentur China News Service & 
am 6. Mai. Die Zentren seien in Pekiny, 
Shanyhai, Kanton, Tianjin, Wuhan und in % 
der Wirtschaftszone Shenzhen geplant. | 


SONDERWIRTSCHAFTZUNEN 


Moskau erwäyt die Schaffung von Sonder- & 
wirtschaftzonen nach chinesischen Vor- 
bild, um die Entwicklung der fernöst- 
lichen Gebiete der UdSSR zu fördern. 
Der General-direktor der sowjetischen 
Ayentur TASS, Losew, sayte am 11. Mai 
in Tokio weiter, die Schaffung solcher 
Gebiete, die ausländischen Unternehmen 
erhebliche Vergünstiyunyen bieten, 
werde im Rahmen der yeyenwärtigen Be- 
muhunyen zur Verbesseruny der sowjeti- 
schen Wirtschaft geprüft. 
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ACHT DEUTSCHE BETEILIGUNGEN IN UDSSR 7 


In der Sowjetunion yibt es nach einem 
Bericht der sowetischen Presseagentir M 
Nowosti jetzt über 40 Unternehemn mit 
ausländischer Beteiliyuny. Wie in dem 
am 6. Mai veröffentlicheten Rericht der 
Ayentur hieß, wurde in diesen Tayen in 
Moskau mit dem Gemeinschaftsbetrieb 
"Fasis-SP" das achte Joint Venture mit 
deutscher Beteiliyuny yeyrundet. Be- 
teiliyt seien die Firma Wilfried Post 
aus dem Saarland. 

Das Satzunyskapital bei Fasis-SP 
lieye zu 62% beim sowjetischen, zu 38% 
beim Konzern aus der BRD. 
Ber 
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In der neu gegründeten Salaman- 
der Import-Export GmbH hat der 
Schuhkonzern sämtliche Aktivi- 
täten mit der UdSSR zusammen- 
gefaßt. Sie hat mit der Pro- 
duktionsvereinigung Proletar- 
skaja Pobeda, Leningrad, einen 
Vertrag über ein Gemeinschafts- 
unternehmen für die Schuhher- 
stellung in Leningrad geschlos- 
sen. An dieser Firma Lenwest, 
die einen Know-How- und Lisenz- 
vertrag mit der Salamander AG 
abgeschlossen hat, ist die Sal- 
amander Import-Export zu 40% 
Ber N De wre Zune Wet“ 
N veieilibaälte 5salamander 
mit der Produktionvereinigung 
Krasnyj Oktjabr, Witebsk, das 
unter den Namen Welwest nach 
der gleichen Konstruktion wie 
cas Leningrader Unternehmen ar- 
beiten soll. 

Lenwest hat inzwischen, mit 
derzeit rund 370 Mitarbeitern, 
die Fertigung begonnen. In etwa 
einem Jahr soll der Jahresaus- 
stoß etwa 1 Million Paar Schuhe 
erreicht haben, ein weiteres Jahr 
später bei 2 Millionen Paar sein. 
Alle Lenwest-ArbeiterInnen haben 
individuelle Arbeitsverträge, 
d.h., sie sind kündbar. Belwest 
X soll mit der Produktion im kom- 
menden Jahr beginnen und hat die 
gleichen Ziele bei Produktion wie 
Lenwest. Die beiden Joint Ventures 
‘können ikre Schuhe frei verkaufen, 
sowohl in der Sowjetunion als auch 
ins Ausland, sie stehen damit au- 
ßBerhalb des Plans. Die Devisen, 
die sie brauchten, müssen sie auch 
selbst erwirtschaften. Die Ver- 
träge sehen ein Gewinntransfer 
vor. 

Neben diesem Engagement, mit 
dem der BPD-Yarktführer an der 
Modernisierung der sowjetischen 
Schuhindustrie und an der im lauf- 
enden Fünfjahresplan der UdSSR vor- 
gesehenen Steigerung der Jahrespro- 
duktion von 750 bis 800 auf 900 
Millionen Paar Schuhe teihaben 
möchte, hat Salamander im vergang- 
enen Jahr 1,5 Millionen Paar 
Schuhe in die Sowjetunion expor- 
tiert. In die DDR wurden wie schon 
in den Vorjahren 400 000 Paar ge- 
liefert. Die Ausfuhren des Unter- 
nehmens in die westlichen Länder 
erreichen im Jahr 1 bis 1,2 Mil- 
lionen Paar. 
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Die Adler Bekleidunyswerke Au aus dem 
bayerischen Haibach bei Aschaffenbury 
eröffneten jetzt ihren ersten Textil- 
markt in Pekinu. wie Adler am5. Mi  \y 
berichtete, hat der Bekleidunysmarkt in Ri 
Pekiny eine Verkaufsfläche von 1000 Qm 
und bietet als erster seiner Art Uüber- 


bekleiduny für Frauen, Männer und Kin- X 
der. Das Sortiment selbst wird in China \\ 
produziert, die Schnitte kommen aus der | 
BRD. N 


Die Endverbraucher können in den 


Textilmärkten mit chinesischen Währuny \% 


einkaufen und sind im Geyensatz zur () 
N\ Produktion vieler anderen Joint Ven- N 
D tures mit westlichen Unternehmen nicht „) 
N auf ausländischen Divisen anyewiesen. 
\\ Adler will eiyenen Anyaben zufolye die ) 


Zusammenarbeit mit dem Textilkombinat 
Jada fortsetzen und im Herbst dieses 4 
Jahres den nächsten Markt eröffnen. A 
Geprüft werde auch die Möylichkeit, in 
der VR China produzierte Textilien nach X7 
Europa zu importieren. 
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SSH NEL VIKRAH WIKK, 

PRESSURE 

JUGOSLAWIEN GEHT MIT IWF-MISERE 
ZU REAGAN 


Der US-Präsident Reagan hat am 6. Mai 
in Washington ein Mitylied des juyo- 


: 
© 


> 


(\ 

a slawischen Staaspräsidiums, Josip 

Y  Vrhovec empfangen. Reagan habe Vrhovec 

? zum Kreditabkommen zwischen Jugoslawien 

’ und dem IWF beglückwunscht. Vrhovec habe $ 
1 Reayan über die Kreditbedinyunyen in- 


formiert und um weitere amerikanische 
Finanzhilfe für Jugoslawien ersucht. 
Reayan habe zuyesayt. sich yemeinsam 
mit anderen Industrienationen für 
weitere Hilfe einzusetzten. 
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In der sudjuyoslawischen Provinz Ko- 
sovo Sind rund 2000 der 6000 Arbeiter 
eines Textilwerkes in den Streik ye- 
treten, um 50% Lohnerhöhuny durchzu- 
setzen. Ein Angebot von 30% hätten die 
Arbeiter abyelehnt. Kosovo yehört zu 
den ärmsten Regionen Jugoslawiens und 
leidet besonder unter der derzeitiyen 
Wirtschaftskrise. Die Inflationsrate 
..lieyt im Lande bei .152% im Jahr. 
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IMMER MEHR FLÜCHTLINGE: VON DER BRD EAN 

AUSCHWIESEN i TR Were APR Bm |, 
en DAHER „u Aa JE ZIG SPÄTH GIBT ZIMMERMANN RÜCKENDECKUNG, 

2782 AusländerInnen haben » ih 

“oil in der Bundesrepublik um. h D&r baden-württembergische Ministerprä- 
isches Asyl nachgesucht. Diese sicent Späth will durch eine Änderung 
2a liegt zwar niedriger als im März des Grundgesetztes Fluchtlingen schnel- 
März, als 8.458 Flüchtlinge kamen, ler loswerden. In einem Beitrag für die 
Aber dkuttich Ber der Zahl der Asyl-— "Stuttgarter Nachrichten" (7. Mai) -Haken 
bewerberInnen, die im April 87 kamen. schrieb Späth, cie bisherigen Rechtsän- 
Damals waren es 3.544.= 5 een ' cerungen hätten nicht dazu geführt, so- 
L Der aktuelle Rückgang ist auf die genannte Scheinasylanten rasch und wirk 
Halbierung der Anzahl der Asylbewer- »,, a ab zusagen ss EINE (ErUNENEBET BANG SEE 
berInnen aus Polen zurückzuführen. um /m Ungwü.rde uns in Cie Lage versetzen, den 
Statt. May Polen Im Mara en. [ ausläncerpclitischen Spielraum zu bekon 
roch 1. 463. Aus der Türkei kamen. "s_.men,. der in anderen westeuropäischen 
+, '2 Flüchtlinge (März 1.407), aus : Selig selbstverständlick ist" schriek 
ıcslawien 1. (März 1.097). äth. SEE fen AB Fre To: 

m von den 26.398 Asylanträgen, die. erhona .". 86 br Alla hm 

icieses Jahr vom Bundesamt in Zirn- 
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g don entschieden wurden, wurden nur I 
Flüchtlinge als politisch Ver-" ARBEITER BEI LUFTHANSA VERWE 
Damit liegt die Anerkennungs-£ , ABSCHIEBEFLÜGE “ 


ei nicht einmal 108, 7 In Jay x 
a FR Tas" Im Streit zwischen der Lufthansa und 5er. 

Mn 5 folalgay Arbeitern über das Recht der Arbeits- 
S2y8 A 4 | hage sn, verweigerung auf Flügen, mit denen 
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 FLÜCHTLINGS-BESTIMMUNGEN! 
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SR 
2er schoben werden, muß das Frankfurter b> 


such einer außergerichtlichen Einigung— 
" & scheiterte am 6. Mai. Der Prozeß läuft 
& gegen einen Pilot, einen Co-Piloten, N 


nd * 


ey. einen Purser, einen Flugbegleiter und 
S eine Stewardess, die aus Gewissens- und 
I Sicherheitsgründen das Recht haben wol- 
—. len ihre Arbeit dann zu verweigern, Tı= 
sı wenn .Fluchtlinge in ihre Heimatländer ;,, 
- abgeschoben oder ausgeliefert werden. — 
vom 6. Mai berichtet, ist vorgesehen, +3 * Die Lufthansa hat den Wunsch der Be- 
@Zie Möglichkeiten für die Verweige- schäftigten bei dem Gütetermin als unbe- 
rung von Aufenthaltsgenehmigungen „=. gründet abgewiesen. Die Kläger hatten-« 
und Abschiebungen zu erweitern. Die Y Gewissensgründe geltend gemacht; RR. 
* 
5 


Sec >> 
Diese Bestimmungen sollen es den 
Flüchtlingen erschweren in die BRD 
sinzureisen. Wie in der "Kölnische/ 
_ Bonner Rundschau" in ihrer Ausgabe 


‚Zeitung beruft sich auf einen ihr. ‚y Sagen, daß sie nicht wissen, welchem 
vorliegenden Entwurf des Minister- schicksal diese Personen engegensehen 


_iums, in dem es unter anderem heiße, angesichts der Auslieferungs- und Ab- 


bei Zweifeln "an der erforderlichen % schiebepraxis und vor dem Hintergrund — 
ner Reihe von Fällen, in denen sich 


Rickkehrbereitschaft des Ausländers" # ei 
: solle ihr/ihm eine Aufenthaltgeneh- Abschiebung als rechtswidrig und lebens- 
e,. migung versägt bleiben. uf me bedrohend oder sogar vernichtend für di« 
straffällig gewordene Ausländer‘ ‘Betroffenen ausgewirkt hat," Der Klage 
( »n schneller abgeschoben wer- Ne: eine Dokumentation beigeheftet, an 
heißt es weiter. Auch seien Zu+ „ der Auch Amnesty International und an- 
zugsperren für AusländerInnen in 'Ge- dere Gruppen mitgearbeitet hätten. 
neinden vorgesehen, wo ihr Anteil af #*Ein Sprecher der Lufthansa wies in 
r Wohnbevölkerung bereits 1/5 über-9 Frankfurt auf die "Sffentliche Beförd-“ 
ige. Für Stadtteile solle eine ° ‚ esunäspflicht" der Fluggesellschaft hin 
tgrenze von 1/4 gelten. Der Aus- * "Wir sind unter anderem nach deli Asyl-- 
_ verfahrensgesetz verpflichtet, ‚Cie Ab- 


s 


derbeauftragte der BRD-Regieruhg a < 
nach Informationen des Blat#es - zuschiebenden oder Auszuliefernden zu. 
Politik: der Regierung verpflich- # transportieren. wir können die Entsche. 


werden. | | ; dung, ob das rechtmäßig ist, nicht in 
ja gi Karolinenh ge Beligpben Einzelner stellen." E 
e —— u TR nn La, 


FÄHREN-STREIK IN GROßBRITANNIEN 
SETZT SICH FORT 


Auch die jüngste Verhandlungsrunde im 
britischen Fährenstreik hat zu keinem 
Durchbruch geführt. Die Reederei Sea- 
link bezeichnete das Angebot, 450 vom 
Konkurrenzunternehmen P&0 entlassene 
Fährleute zu übernehmen, als letzte 
Offerte. Für den Fall, daß die Gewerk- 
schaft nicht annehme, überleye die Ge- 
sellschaft neue Schritte vor Gericht. 
Die Seeleute Gewerkschaft NUS Vorsitz- 
ende Sam McCluskie bestand indes da- 
rauf, daß das Angebot nicht weit ye- 
nug yehe. Die Gewerkschaft will alle 
750 entlassene Arbeiter unterbringen. 
Der Streik ist in der 14. Woche. 
P&0 hatte in Dover 750 Seeleute ent- 
lassen, die es abgelehnt hatten, 
ihren Ausstand gegen Stellenabbau- 
pläne der Gesellschaft zu beenden. 
Inzwischen beteiliyen sich 5000 See- 
leute in ganz Großbritannien an Sol- 
idaritätsaktionen, von denen auch 
Sealink betroffen ist. Die Reederei 
hatte voriae Woche per Gerichtsbe- 
schluß die NUS-Kasse beschlaynahmen 
lassen. Das Gericht befand, die Ge- 
werkschaft habe yeyen das Gesetz ver- 
stoßen, als sie Sealink in den Streit 
hineinyezoyen habe. 


SCHLECHTE STIMMUNG IN RHEINHAUSEN 


Die Arbeiter der Krupp-Hütte in 
Duisbury-Rheinhausen haben den Be- 
schluß, der nach rund 160 Tayen Kampf 
der Beleyschaft für den Erhalt ihrer 
Arbeitsplätze yeschlossen worden war, 
"zur Kenntnis yenommen", ohne neue Ak- 
tionen zu beschließen. Betriebsratvor- 
sitzender Manfred Bruckschen teilte am 
10. Mai mit, in der überwieyenden Zahl 
der Teilbereichsversammlunyen der Be- 
leyschaft mit bis zu 700 Teilnehmern 
seien die Arbeiter dem Betriebsrat ye- 
folgt. "Das Ende der Fahnenstanye ist 
erreicht", sagte Bruckschen. 

Die Stimmung in den 5 Belyschafts- 
versammlungen seit Montay schilderte 
Bruckschen als "frostig und eisig". Am 
3. Mai hatten rund 3.000 Arbeiter in 
einer Betriebsversammlung ihren Unmut 
über Schließungsplan deutlich gemacht. 
Belegschaftssprecher hatten zunächst 
neue Aktionen der Arbeiter nach den 
monatelangen Protesten nicht ausge- 
schloßen. Nachdem nur 2 der geplanten 
Versammlungen am Dienstagabend aus- 
standen, rechnete niemand mehr im Be- 
triebsrat mit neuen Aktionen. 


KOHL MACHT SICH SORGEN UM UNSER 
RECHTSBEWURTSEIN 


Bonn (dpa). Bundeskanzler Kohl hat vor einer 
„schleichenden Aushöhlung des Rechtsbewußt- 
seins" in der Bundesrepublik gewarnt. Auf einer 
Veranstaltung anläßlich des 20jährigen Beste- 
hens des Bundesarbeitskreises Christlich- 
Demokratischer Juristen : erklärte der CDU- 
Vorsitzende gestern in Bonn, einer solchen 
Entwicklung müsse entschlossen entgegenge- 
treten werden. Kohl kritisierte ein nachlassen- 
des Bewußtsein für den Zusammenhang von 
Freiheit und Verantwortung sowie zunehmende 
Bereitschaft, grundlegende Werte zu relativie- 
ren. Ein ‚falsches Freiheitsverständnis" sehe im 
Menschen ein isoliertes Einzelwesen und öffne 
damit einer schrankenlosen Egozentrik Tür und 
Tor. 

„Wir dürfen uns nicht damit begnügen, 
konkurrierende oder kollidierende Freiheits- 
sphären gegeneinander abzugrenzen. Wir müs- 
sen uns stets auch über die positiven Inhalte 
bestimmter Freiheiten oder Freiheitsrechte 
Gedanken machen.“ Als negatives Beispiel ', , > 
nannte der Kanzler die Vermummung von 7 
Demonstranten. Durch sie werde der Sinn des 
|Grundrechts auf friedliche Versammlung ins 
Gegenteil verkehrt. 
| Kohl plädierte dafür, im Zuge der europäi- 
ber Entwicklung einen gemeinsamen euro- 
|päischen Rechtsraum zu schaffen. Als Aufgaben 
|nannte er ein einheitliches Asylrecht, gemein- 
‚same Verbrechensbekämpfung in der EG und 
europäische Sicherheitsstandards im Umwelt- 
schutz. Nachdrücklich setzte sich Kohl für die . 
Verwirklichung der Menschenrechte auf inter- 
nationaler Ebene ein. Würde und Freiheit des 
Menschen seien auch durch Mißbrauch der 
Gentechnologie und eine wachsende Zahl von 
Abtreibungen bedroht. 


gen Zeitpunkt 


schädlich. So wie er eine Amnestie im Zusam- 


rfahren verwor- 


der Präsident des 

Oberlandesgerichts Braunschweig Wasser- 
Demonstranten, die nach Sitz- 

n. Sie wäre nach 

lehne er sie auch jetzt für demon- 


wandte sich auf dem Forum gegen eine 
strative Rechtsverletzungen ab. 


‘seiner Ansicht zum gegenwärti 


blockaden verurteilt wurde 
menhang mit Parteispendenve 


Amnestie für 
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mann, 
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RECHTSRADIKALE DEMO ANGEGRIFFEN 
IN FRANKREICH 


Eine Gruppe Maskierter hat am 8. Mai 
in Paris eine Demostration von An- 
hängern ultrarechter Organisationen 
angegriffen. Die Demonstration war 
anläßlich des soyenannten Jeanne- 
d'Arc Tages. 

Jedes Jahr wird in Frankreich der 
Gedenktag der Jeanne d'Arc besonders 
von Anhängern rechter und ultrarechter 
Organisationen zum Anlaß für Veran- 
staltungen genommen. Naran beteiliyen 
sich Verehrer des Marschalls Henri 
Philippe Petain, des Chefs der von den 
Deutschen wänrend des Zweiten Welt- 
krieyes in Vichy eingesetzten fran- 
zösischen Regieruny, konservative 
katholische Gruppen, Royalisten bis 
hin zu Hakenkreuzfahnen schwenkenden 
Skinheads. 

Die Maskierten schluyen mit Eisen- 
stanyen auf Mitylieder der faschi- . 
tischen Oryanisation "Vevre Francais". 
Acht Mitylieder wurden verletzt. 


litischen Gefangenen und sozialen Gefangenen 
zssS5 2222222222 2TSssızzsssseassssssszsssse ===2= 


Es gibt -zig tausend Gefangene in den Knästen der BRD und Westberlin, 
einer von ihnen war bis zum letzten Donnerstag Wiglaf Droste, Gefangener 
des 1.Mai 1988, Kreuzberg. Einige hundert von ihnen sind sogenannte 
politische Gefangene, die wegen 129a, Landfriedensbruch usu. in U-Haft 
oder Strafhaft sitzen. Einer von ihnen war Wiglaf Droste - oder doch 
nicht? : 

Der linke Jargon unterscheidet - etwas arrogant - zwischen politischen 
und "sozialen" Gefangenen. Die einen werden wegen ihrer poltiischen 
Haltung kriminalisiert ("Unterstützung, Befürwortung, Verbreitung"usuw.) 
die anderen wegen ihrer sozial bedingten Verhaltensweise. 

Wiglaf Droste ist ein politischer "Täter", weil er (angeblich) ‘einen 
Stein gegen eine Wanne geworfen hat. Aber war er auch ein politischer 
Gefangener? Die politischen Gefangenen (wenn denn diese Unterscheidung 
überhaupt einen Sinn machen soll) sind dadurch gekennzeichnet, daß sie 
nicht nur die ihnen zugeschobene "Tat" im Kontext gesellschaftlichef 
Auseinandersetzungen begreifen sondern auch ihr "Eingesperrt-sein. 

Sie haben im Kopf, daß sie nur einzelne unter vielen anderen sind, und 
sie kennen dis Methoden der staatlichen Repression, Kriminalisierte 
gegeneinander auszuspielen. 

Nach der Nacht vom 1.Mai sind 134 Leute eingefahren. Sieben mußten drin- 
bleiben. Droste unterscheidet sich von den anderen, deren Namen nicht 
mal bekannt sind, dadurch, daß er durch seine ätzend bis gehässigen taz- 
Artikel eine gewisse Szene-Prominenz hat. Und er hat einflußreiche Freunde 
mit Zugang zum Machtapparat einer Tageszeitung. Taz-Artikel, SFBeat- 
Interviews und ein schnell zusammengestelltes"wWiglaf-Droste-Soli-Heft"” 
mit all seinen Artikeln in der taz ließen es dem Staatsanwalt Dohm ge- 
raten scheinen, sich von diesem Promi-Gefangenen zu trennen. Die anderen 
sechs behält er natürlich. Die haben auch keine Lobby, die eine Broschüre 
für sie verfaßt, oder Anwälte, die der Rundfunk gern mal zu Wort kommen 
läßt. Sie tauchen als Hilfesuchende höchsten mal in einer der kleinen 
Zeugen-Suchanzeigen vom Ermittlungsausschuß auf der taz-Wiese auf. 

Weder Jiglaf Droste noch sein Anwalt, Jonny Eisenberg noch seine Sympa- 
thisanten erwähnen die anderen, die mit ihm eingesperrt worden sind und 
die jetzt drinbleiben müssen. Zwar sagt Droste "Gefangene brauchen Hilfe 
und Hilfe kostet Geld" und seine Fans versprechen großzügig: "Der Erlös 
dieser tdition des Frühwerks unseres Helden soll nicht nur seine Unkosten 
(also das Honorar von Eisenberg) sondern auch die seiner lLeidensgenossen 
decken helfen". Aber Gefangene brauchen vor allem Jffentlichkeit und die 
politische 5olidarität von drauden. Droste hat sie gekriegt und sie hat 
ihm genützt. Die anderen aber hat er, bzw. seine Freunde/Innen in der 
Namenlosigkeit im Knast zurückgelassen. Droste war kein politischer 


Gefangener und das hat dann schließlich auch der Staatsanwalt kapiert. 


Grinsen 


Zuerst wird man geschlagen. Mit der Faust oder mit dem Knüppel, 
ins Gesicht oder in die Genitalien, voll oder auch nur ein bißchen, so 
als dezenter Hinweis: Wir machen dich jetzt nicht fertig, aber wir 
könnten dich fertig machen... 

Dann wird man von den Uniformierten weggezerrt, in eine verdun- 
kelte Wanne wo man sich ausziehen muß und weiter geschlagen wird, 
später in einen Gefangenenwagen. Dann kommt einer von vorn, er hat 
die Uniformjacke ausgezogen, ihm ist warm geworden von der Ar- PN) 
beit. In der rechten Hand schwingt der Knüppel, der linke Daumen 
klemmt unter dem breiten Hosenträger, ganz lässig steht er da. Und 
grinst. R 
"Das Feixen, das feiste Lächeln ist die Verlängerung des Polizei- _& 
knüppels. Es wird zum ständigen Begleiter des Gefangenen. Im Poli- 
zeigefängnis, wo man sich wieder ausziehen muß unter den Blicken 
von Leuten, die kurz ihren Spaß an der Macht haben, bevor siesich R% 
wieder ihrem Playmate des Monats widmen, das über ihnen an der 2 
Wand klebt. Bei der richterlichen Vernehmung, wenn die Justiz einen 
halben Meter höher thront, damit sie auf den Gefangenen herabsehen * 
kann und er zu ihr aufsehen muß. Im Gesicht des Staatsanwaltes & A 
glänzt das Lächeln nur ganz leise. In der Haft, wenn man in eine 9 
schmierige Zelle gewiesen wird, hat das Grinsen Worte: „Sauberkeit Ft 
ist bei uns das A und O“. S 

Sie haben alle ungeheuer viel zu lächeln: Polizei, Justiz, Strafvoll- % 
zug. Sie eint das Vergnügen daran, Menschen zu zerbrechen oder;$ & 
langsam zu zermürben (im Bedarfsfall lebenslang), bis sie zu nütz- 2% 
lichen Teilen des Guten und Schönen geschrumpft sind. Dieses Ver. 9 
gnügen nennt sich Recht, Ordnung und Gesetz. Der Gefangene ist # 
ihm ausgeliefert, 24 Stunden am Tag, 7 Tage die Woche. Ermußsich „$ 
dagegen wehren. Dafür braucht er Anwälte, Freunde, Bücher, Zei- E 
tungen, Leute und Dinge, die ihm helfen, den Kopf nicht zu verlieren, 
die ihm eine Realität zurückgeben, an der sich Gedanken reiben und 
entzünden können. Im Gefängnis ist ihm diese Realität genommen, es 
gibt nur die umgreifende Erloschenheit, die niederschmetternde 
Stumpfheit des Geistes und das Lächeln, das ihn umgibt. 

Gefangene brauchen Hilfe und Hilfe kostet Geld. Artikel aus der 
taz nocheinmal in einer kleinen Auswahl herauszubringen, war nie 
meine Absicht und auch jetzt nicht meine Idee. Auch das Aussuchen 
und Zusammenstellen der Texte haben andere besorgt. Mögen sie an- 
regend sein, nützlich, und von der Art, daß ihnen das Grinsen ver- 
geht. Wiglaf Droste 


Wir grinsen zurück 
Auch unsere Absicht war es bisher nicht, eine Auswahl von Wiglaf 
Drostes TAZ-Artikeln herauszugeben, obwohl wir nicht leugnen, daß 
sie uns überdurchschnittlich oft zum Grinsen gebracht haben. Auf die 


Idee brachte uns erst die politische Staatsanwaltschaft des Berliner , „wie i . N 
Landgerichtes mit ihrem herausragenden Beitrag zum Thema „Berlin Techn Zur DD unagg Anal ee RR $ 
europäische Kulturhauptstadt 88“. Was sie sich gegenüber dem TAZ- anti em at: Berge aan 8 8 (2 ELLE 
Redakteur und Ätzer vom Dienst herausnimmt ist entschieden gemei- ER, a gan, 7a In; sony Zur 5 Er EEE RT 
ner, unverschämter und geschmackloser als es Wiglaf Droste in sei-/ @ Kap 22 Ode Fo NG Same, s IH 02 4 EL 4 
nen Texten je gelang. Im ne Ti.zm 2 Üik. SE DACH ur. DH 

Durch ein Mißgeschick geriet er im Zuge der rituellen Auseinag- n 20 der am Typ (a a7 EN 7% EEE ERS 
dersetzungen in der Kreuzberger 1. Mai-Nacht in ihre unsan Kae ochterz Qd Ada, pr} 4 ? 3 RR x E 
Hände. Daß in einer Nacht wie dieser, in der nicht einmal die eigene "+ sr yyy.den, eg hl. | ID et 
Vorgesetzten vor ihren prügelnden Einsatzkommandos sicher wage & 7 Pe. Men Boden PO 24 pe RZ PR 
jeder der gefangen wird, sich auch schuldig gemacht hat, ist bekahr hr Werd Pe Teiche, an EA a er ” E BASE 
Wiglaf Drostes besonderes Pech ist es, daß der zuständige Staats [- lache ‚Wie gi rs LH EC SE OH er 2 \ 
walt Doms, der auf diese Art Macht über ihn bekam, der gleiche den un; Auf dem Bra) R (ohwarenäber 0 & ge ee Fe nr 
der bei der politischefl,Abteilung für den alltäglichem-Kleinkrigg zit 7 a an? M9 anal, og! VE EEE ei 
der TAZ zuständig ist. Dieser Herr Doms scheint nun sein n ” Wanne aonengesch,, RA > E & ir 
an dem zeilenwerfenden Widersacher unter dem Vorwand des Steine- it 2 Bor & st 
werfens kühlen zu wollen. Er erreichte fürs erste, daß Droste im Ge- ee fi DR 2 
gensatz zu allen anderen vergleichbaren „Fällen“ in Haft blieb. ee £ a se 

ass ° 


Wie es weitergeht ist unklar. Für uns ist klar: Moabit ist nicht der 
rechte Ort für Wiglaf Droste. Für wen schon? Wenn es der TAZ trotz 
wiederholter Versuche schon nicht gelang, diesen Gratwanderer zwi- 
schen autonomer Spießbürgerseele vor dem TV und „Jugend trainiert 
fürs deutsche Feuilleton“ aus ihren alternativen Reihen zu verbannen, 
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weshalb sollte es dann einem subalternen Staatsanwalt gelingen, ihn V.i.s.d.P. Benny Härlin, Potsdamer Str. 130a, 1000 Berlin 30 
seiner wahlweise fluchenden und grinsenden Leserschaft vorzuen- Preis: 5.- DM 
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1; n o 
(Zusammenfassung 
Kavenigı | | 


nach sinbruch der dunkelheit befanden sieh 309-500 störer auf. 
der etraße. nach ende des friedlichen festes auf dem lausitzer 


platz trugen personen den umliegenden müll susammen, sündeten 
ihn en und errichteten absperrungen, die einheit EBLT wellte 
diese sperren beseitiren und wurde direkt angegriffen, bei an» 
eriffen ruf die Polizei wurden steine, mit -prusisionsvorrich- 
tungen nbreschoßene stahlkureln, brandektse, sohvere dashbalken, 
finschen und gehwegpintten verwendet. dies ausschreitungen können 
nicht „als wiederholun«g der nusschreitungen vom letzten jahr ge» 
wertet werden, es konnten 2 wellen der gewalt »eobachtet werden, 
die 1. um mitternncht und die ?. von 3-3 ulır., die angevwendete 
tnktik Ant als erfolr zu werten, es gab 13% fostnahmen, daven 

75 nach STPO, die zahl der verletzten pelinisten ist überwiegend 
rus angriffe zurückzuführen und betrngt 533, wovon mehr als die 
h“lfte der einhsit EPLT „angehören, 8 mußfestrestellt werden, daß 
ein eindeutires zgewnltpotentinl im kies vorhanden ist, begrüßens- 
wert ist die mitarbeit von bürgern, sokonnte ein ansohlag auf 
einen geldautomnten am ku'damm durch die hilfbereitschaft einer 
putsfrau verhindert werden, ein anwohner in der 0-Straße, der die 
beginnenden nusschreitungen beobachtete und von seinem fenater 
nus fotografierte wurde verletst, ein vermunntes kommande »türmte 
seine wohnung, verletxste den wann und entwendete den film, der 
mann mußte mit platswunden ins krankenhaus gebracht werden, die 
t''ter konnten nicht ermittelt werden, Kewenig bemerkt, daR. die 
polizei zu keinem zeitpunkt die situation nicht in der hand hatte 
und das diese nacht als ein ‚test für den bevorstehenden ZWF an» 
resehen werden kann, 

Scherztß 

Volle deesknlationstaktik der polizei war regeben, friedliche demo 
mit 5o0o0o teilnehmern, an der spitze des zuges befanden ajioh 700 = 
4oo militnnte personen, da auch das fest friedlich verlief, war 
keine polirei direkt vor ort, wohl aber in bereitschaft, eret bei 
eintritt der dunkciheit kam es zu ausscohreitungen, ®8 beßanden 
sich zu diesem zeitpun:t 2000 menschen auß den straßen. auf dem 
festpints wurden Ingerfeuer errichtet und müll in brand gegetst. 
Anrnufhin kam die Polizei zum einsatz, die durch steinwürfe und 
sperren behindert wurde, es nb 350 - boo militante störer die 
eakrlieren wollten, die polizeitnktik ist nufgegangen, relativ 


«Ro 
geringe sch"den in kreusberg und viele festnahmen, bei getrun- 
ke hoffmann kam es nicht zu plünderungen sender nur zu dieb- 
st''hien,scherts befand sich in einem wagen der EBLT und rat 
jeden an sich das einmal aus dieser pesäition anzusehen, vVas er 
dn erlebt hat übersteigt fast dus ertrugliche maß für die ein» 
resetzten benmten, 
AL: 
kritik nm einsatz von EBLT die ohne vorherige waraung den lau» 
sitzer plats stürmte und alles niederknüppelte und festnahm was 
An war, taktik seien wohl nicht eruppenfestnahmen sondern er=- 
stürmung von einselpersonen, erhebliche behinderung der presse, 
kritik ler -eitweisen abrierelunz der sufelrtostraßen nach 80 96 
CDUs (Krürer) 
die vorhandenen abeperrungen prinsenstr, und herrsannplatz dierten 
der bürgeraufkl”rung, damit diese nicht verletzt würden, wenn sie 
sich in den bereich «er ausschreitungen begeben würden, 
Lobenswert wurde erw hnt, daß die BSR trots des 1,Mai-feiortages 
den durch eine gezielte „ktion nuf den straßen befindlichen = 
sperrmiill schon t süber beseitirte, 


Müllenbrockı 


es kan schon in der uncht von eamst'f auf sonnta? zu auseinan- 
dersetsungen ohne anlinß, dns zielrerichtete angriffsobjekt var 


die polizei, es existiert ein nicht dialegbereites rewaltpoten- 
tirml von en. 500 personen, es werden straftaten aus legalisier- 


ten h usern und die flucht von straft"tern in diese beabacshtet, 
die mörlichkeiten durch V-leuto und verdsekte ermittlier sind zu 


gering!Mül'enbrock hofft „uf einen veiteren ausbau, 

Kittlausı 

es ist noch keine nuswertun«r so kurs nach beendigung des ein- 
.sntzes mörlich, Irage nach diskussionsstab von polizei vie su 
hnushesetzerreiten, Sestnnhmen von EBLT erfolgten je nach situ» 
mtionslaae mit und ohne schlarstock, es gab keine fluchendscken- 
den absperrungen, straßen wurden nur bei steinwürfen und barri= 
knaden gesperrt, es hestand ein "ewegliches festnahmekenzept. die 
feuerwehr hatte einen verbindunsmann in der poliseileitsteille, 
der verbindung sur Teuerwehr hielt,"ie entatandenen sch den 4m 
kie- sind nicht sehr hoch, es mufn ein konsept des dinloges aus- 
genr':eitet werden, daß (ie trenmune von firiedlichen und gewalt- 


t tern erreichen soll, 


- 3 eo 


le [= 
nuffnllig ist ein verstärktes ainseigeverhalten gegen polinistem= 
bei verhaftungen, daß im gegensats zu früher stark angestiegen’ 
ist, dies ist wehl auf die arbeit eines ermittlungsaussshußes: . 
zurücksuführen, das potential, auf das die polizei am sonntag 
trnf, bestand aus schwer kriminellen ohaoten, diese waren sehen 
auff:llig durch ihr ußeres erscheinungsbild. 
Kittlauss 
die verletzungen der polisisten sind überwiegend auf steinwürfe 
zurückzuführen, auch bei den verletzten von EBLT. es waren :1300 
bermte im einsatz, im demo-zug gab es nur sinige wenige maskierte 
‚„ die dokumentiert wurden um so eine verfolgung dieser straf- 
taten mörlich zu machen, das diese im zug vernmummten an den aus- 
schreitungen beteilirt waren 1"ßt sich s,Z. nicht beweisen, 
bis auf den überf»ll auf einen anwohner in der o-straße spielte 
die vermummung in der nacht keine große rolle, da es zu einer 


kleingruppentaktik im schutze der dunkelheit kam, 


Ohne uns Frauen läuft nix ... 


Eine Gruppe aus dem Westberliner 
Iuf-Frauenplenum hat jetzt die 
Broschüre "Ansätze" herausgebracht. 
Sie stellt die patriarchalen An- 
griffe und antipatriarchalen 
Kämpfe in den verschiedensten 
gesellschaftlichen Bereichen dar, 
u.a. am Thema Sextourismus, Flücht- 
lingspolitik, Entwicklungspolitik, 
Gen- und Reproduktionstechnologien. 


Die Artikel sollen ein Beitrag zur 
feministischen Bestimmung der 
IufF/leltbank-Kampagne sein. Wir 
veröffentlichen das zweiseitige 
Vorwort. — 


Zu beziehen ist die Broschüre von 
diesem Wochenende an über folgende 
Adresse: 


Buchladen Schwarze Risse 
Gneisenaustr. 2a, 1000 Berlin 61 


Gruppen- und Einzelbestellungen 
nur bei Vorauszahlung von 6 DM 
Postgirokonto 290891-1053, M.Junk 


Ein paar Monate vor dem IWF/Weltbankkongress, 
September 88 in Westberlin, wird für viele Frauen 
die Frage, was es heißt den antipatriarchalen Kampf 
mit dem antiimperialistischen zu verbinden, immer 
dringlicher. Wir, Frauen aus dem Westberliner IWF/Welt- 
bank-Fraueppleaum, möchten mit dieser Broschüre die 
iesem Thema aus de: 
ffen, daß sie fü 
nächsten Zeit 


chat zusa 
kussionen: 


Weltbank wurde schnell klar, daß es 
beiden Institutionen nur um zwei 

nationalen Kapitals unter viel 
letzten Endes austauschbar S; 
greifen konnte deshalb fü 


‚heil a 
inen konkreten 


Instrumentarium des Kapit 
Ausformungen, mit denen 
auszubeuten und zu vern 
und überall zu bekämpfe 
darische Hilfestellung 

sondern genauso hier in der 
kampf, zur Organisation de 
Kapital, dessen Angriff sieh 
sellschaftlichen Winkel un 


hen zu unterwerfen, 
t, zu erkennen 

nur als soli- 

fe im Trikont 

„ Zum Klassen- 

s gegen das 
„letzten ge- 


streckt, gibt es in der Metr 
als in den Ländern de sogenannt 


Für uns Frauen konnte das aber nur“ 
des Kapitals auf die Frauen, auf das weil 
Arbeitsvermögen, ihre Unterwerfung in ihrer Roi 
als Reproduzentinnen der Ware Arbeitskraft zu erken 
und den Widerstand dagegen aufzubauen. 


Die Unterwerfung der Frauen ist die materiel 
für die Ausbeutung der Arbeitskraft. Lohnar 
ohne die - unbezahlte, in den Individualbere 
drängte und von den linken Theorien kaum bea 
Reproduktionsarbeit von uns Frauen nicht denkbar. 
In diesem Sinn ist auch der antipatriarchale Kampf 
Teil des antiimperialistischen Kampfes sondern sein 
Ausgangspunkt. D.h., Klassenkampf ist nach unserer 
Bestimmung nur antiimperialistisch, wenn er sich in 
seinem Kern antipatriarchalisch versteht. 


Anders herum betrachtet: der Kapitalismus, oder 
in seiner politischen Organisation: der Imperialismus 
- ist die konkrete, weltweit vorherrschende Form des 


In dieser Frage 


Patriarchats. Der antipatriarchale Kampf hat sich 

also notwendigerweise auf Kapitalismus und Imperia- 
lismus zu beziehen und alle anderen Formen von Frauen- 
kampf gegen Männergewalt müssen letztlich in diesem 
Kontext als dem übergeordneten münden. 


enum vor einem: 
jenum. Nicht 


ser Konflikt insofern, als die 
beutungs- und Unterdrückungs- 


ionszusammenhängen reprodu- 

‚ Frauen zuzuhören, sich 
essieren und ihren Gedanken- 
daß wir im gemischten Zu- 
ezwungen werden, die Ideen 
uvollziehen und sie durch 

n ausbauen : helfen, 

ngen nicht entwickeln 


für ihre Sick! 
gängen zu fol 
sammenhang nu 
und Theorien de 
unsere Fragen u 


aber unsere eig 


können. Das i usbeutung nennen! 


Daß wir uns & t zurückgezogen haben, 

"ein reines Frauen- und Männer- 
r für uns ein wichtiger 
fengelegt wird, daß die von 

ten Theorien auch nur immer 


ein können. 


Y Sommer an haben wir Frauen uns intensiv 

ie Weiterarbeit an unseren theoretischen Vorstel- 
en und den daraus folgenden Ansätzen für eine 
lutionäre Praxis (die nur eine feministische 
bemüht. Wir mußten bald erkennen, daß wir mi 
riarchal geformten Begrifflichkeiten immer 
jenk-Sackgassen gerieten. Vor allem mit 

m Anspruch, patriarchale und kapitalistische Unter- 
ückung (z.B. in der Frage der Klassen-Definition) 
jegrifflich unter einen Hut zu bringen. Aber wir haben 
kaum andere Instrumente zum Verständnis unserer Wirk- 
lichkeit als die über Jahrhunderte zusammengemauerten 
Männertheorien - das reicht von Karl Marx bis Detlef 
Hartmann. 

Werlhof, Mies und die anderen Frauen der Bielefelder 
Schule haben zwar wichtige Beiträge geleistet, die 
Reproduktionsarbeit als Basis des Kapitalismus zu 


verstehen, können aber zur Neubestimmung der Frauen transportierte und in unseren Köpfen festgesetzte 


als revolutionäres Subjekt im antiimperialistischen Bild von Widerstand ist das des steinewerfenden Stra- 
Kampf wenig beitragen. In den verschiedenen Länder- ßenkämpfers. Inzwischen wird es in antonomen/anti- 
beispielen, auf die sie sich beziehen, schildern sie imperialistischen Kreisen oft modisch in das der 


Frauen als handelnde, ihrer Unterwerfung widerst 
Menschen. In ihren theoretischen Ansät 
sich die revolutionäre Subjektivitz 
dings nicht wieder. Da erschei 
Welt dann doch wieder als di 
gebeuteten, die sich von 
hin und herschubsen las 
Mies und Werlhof zu ei 
der Metropole zeigt S 
Analysen nicht verst 
Lösungen empfehlen ur 
von den Müttern ausge 
Mütter sind. Darin f 
sehen wir unsere Auf 
schaftlicher Veränderü 
Frauen- und Mütter-Sch 


Frau mit der Knarre in der Hand übersetzt. 
Mr SERSERer Kampf zwangsläufig so aussehen? 
ie einzige Erscheinungsform, an der wir ihn 
sen wir uns von männlichen Leitbildern 


Können wir uns nicht damit be- 
Formen von Widerstand, egal 
ndnis er entspringt, zum 

Nur wenn Widerstand aus 
Orientierungslosigkeit 
ektives Anliegen begreift 
gen Ausbeutung und Unter- 
P mehr werden als ein 


‚Norschlägen von gnügent, 


sie ihre eigenen Klassenkam 

nn sie biologistische seiner indi 
ie Frauenbefreiung herauskommt 
infach deshalb, weil sie - und zum offen 
nicht wieder und so drückung üb: 
t, die Bürde gesell- ein bloßes 
e Last-erprobten einer revoli 
Auf der 


en Imperialismus und uns 


ation näherbringen. 

müssen feministische Aus- 

iv gewendeien Klassenwiderstandes, 
tionalistischen Verständnis 


Frauen sind weder so ged 
sie in vielen Analysen dardi 
davon überzeugt, daß die Kapitä 
Rahmen der IWF-Kampagne jetzt von 
werden, ganz wesentlich auch dadurch b 
daß sie auf unsichtbare oder unsichtbar g 
aber auch auf offen ausbrechende Formen 


fitwickelt werden. Bis dahin ist 
g. Erste Schritte dazu haben wir 

jer internationalen Frauen-Demonstration 
z in Westberlin versucht. Aus den Vorbe- 
he zu dieser Demonstration entstand ein 
tischer Zusammenhang mit ausländischen Frauen, 
widerstand reagieren müssen. em wir lernen, die Unterdrückung von Frauen in 
Der Klassenkampf, der ein Frauenkampf i en Ländern besser zu verstehen und uns mit 
auf zwei Ebenen ab: Einmal da, wo das 


unmittelbar auszubeuten versucht. Der 


pn Ansätzen von Kampf dagegen auseinanderzusetzen, 
kehrt uns auch ihrer Kritik auszusetzen. 
Frauen in Südkorea gegen Adler ist da 


.—n eigenen Kampf mit den Frauenkämpfen 
BER e Beispiel. am anderen da, 


Pery Ländern verbinden zu können, brauchen 
Analyse des weltweiten kapitalistischen 
riffs mit seinen Auswirkungen auf die Frauen 
seits ‚und ein genaueres Verständnis der Reak- 
“Frauen: äuf diese Situation andererseits. 


den folgenden Beiträgen haben wir versucht, den 
WE: und die Weltbank in den Kontext von Frauen- 
grückung und -ausbeutung zu stellen, in 

ie u haben Wi > gesell- 


die Frauen die 
sönliche Leid ı 
Sie werden zusä 
in die Unsichtbarkeit verbannt. Die F 


wissen ein Lied davon zu singen, wie Frauen 


abspielen. Wir 


gemacht wird, die von Männern erlittene senaft. mit der Sichtweise son Frauen als den ewigen Opfern. 
öffentlich zu machen. Dieser Frauenwiderstand hat 


Denn es ist schwer, die weibliche Subjektivität, 
deshalb oft die Formen von Verweigerung, von Aus- aus der Herrschaft patriarchal geformter Theorien 
weichen, von Flucht. zu befreien, und es ist selbst ein wichtiger 
Wir wissen zu wenig über diese Widerstandsformen Teil unseres Kampfes. 

(Vielleicht entgehen sie uns sogar häufig als Beweg- 


gründe in unserem eigenen Leben!). Das von den Medien 


DE. 
. 


ei dem letzten ® 
nü 


|bst sind & Be 
versu aber | 
Er Menschen 
zu respek- 
n auch 


hla 
h heftiger 
zu bewegen z 


‘ . 


2-tägiges Forum zu Volkszählungsboykott und Überwachungsstaat 
VoBo- eine Bewegung im 
Aufbruch, Einbruch, Umbruch...... alt, ? 


Am 25. Mai 88 jährt sich der Stichtag der 87er Volkszählung. Nach 12 Monaten der Datensammelei wird 
dann die wohl letzte Totalerhebung der Bundesrepublik in Berlin immer noch nicht beendet sein. Hier 08 
Zahlen: 


- Am T. August, also T Wochen nach Abschluß der offiziellen Zählung, Sklken dar Kanal kemaae noch 
1.069.928 Personenbogen, während stattdessen 200.000 bei den VoBo-Sammelstellen abgegeben wurden. 

- 393.261 Berlinerinnen mußten an ihre staatsbürgerlichen Pflichten erinnert werden. 

- 182.246 BerlinerInnen wurde mit Zwangsgeldern gedroht. 

Anhand der Volkszählungsboykott-Kampagne ist vielen klar geworden, welch "kleine" Anlässe genügen, um 

eine Welle von staatlicher Repression auszulösen. Erinnert sei an die j 


- Durchsuchung des Volkszählungsboykott-Büros im Mehringhof i z ® 
- Festnahmen von FlugblattverteilerInnen 

- Postbeschlagnahme bei 50 Fragebogensammelstellen, darunter die AL und "Tageszeitung” 

Anlaß genug also, um rückblickend über die Ereignisse des vorangegangen Jahres zu reden und Antworten 
auf einige im Raum stehende Fragen zu finden. Anlaß aber auch, auf der Suche nach Perspektiven gegen den 
Überwachungsstaat in die Zukunft zu blicken. 


Wann: Samstag /Sonntag, den 4. +5. Juni 1988 
Wo: Wird noch bekanntgegeben 


Durch das Forum am 4./3. Juni wollen wir allen engagierten und interessierten NRREREEN dieser 
Stadt die Möglichkeit geben, darüber zu reden, 


- welche Bedeutung Datenschrott für staatliche Planung hat? 

- ob die VoBo-Bewegung am Ende vielleicht doch gescheitert ist? 

- ob der Rummel um die Volkszählung andere, vielleicht wichtigere Thaiiianı, wie FRE RUE 
Personalausweis oder die Sicherheitsgesetze zu Unrecht in den Hintergrund gedrängt hat? 

- wie Widerstand gegen staatliche Politik erfolgreich sein kann? 

- ob Verwaltungsgerichte durch unabhängige Fotokopierer ersetzbar sind? 


Am Samstag, den 4. Juni wird es schwerpunktmäßig um die Volk inigguhen, Va Saar 
einer Podiumsdiskussion über den Erfolg oder Mißerfolg der Volkszählung bzw. des Boykotts gestritten. Der 
folgende Sonntag steht dann im Zeichen des Überwachungsstaates und der Suche nach Zukunftsperspektiven. 


Voraussichtliches Programm des Forums: 
Samstag, den 4.6. 
13.00-15.00 Uhr Arbeitsgruppen zu folgenden Themen: 
- Datenschrott 
“- Mobilisierung und Breite der Bewegung - kann der u ne he nen 
- VoBo und Kriminalisierung 
- Das bürgerliche Recht als & als Kampfmittel? 
. 18.30-17.%0 Uhr Plenum der Arbeitsgruppen 


. . 20.00 Uhr Podiumsdiskussion 


- Erfolg oder Mißerfolg des Volksählungsboykotts?/ Pespektiven gegen den MEER SUN 


Sonntag, den 5.6. 
11.00-19.00 Uhr Arbeitsgruppen zu folgenden Themen: 
- Sicherheitsgesetze 
- Telekomunikation 

- Überwachung im Betrieb und Sozialbereich 
- 6 129a - ein gesetzlicher Freibrief für Repression und Kontrolle 
- Der "praktische Überwachungsstaat” - mein PC und ich 
Dazwischen gibt es die Möglichkeit, sich bei, Wandzeitung, Info-Tischen, Kunst zum Thema, Life Hacking zu : 
informieren bzw. zu diskutieren oder bei und Getränken zu erholen . 


Ban ich 1m von a namen. basiäiatichn mnchte. kat: die, Käßglgchhäanie ie BAakEe BEE 
den Forumsreader zu erwerben. Bei Nachfragen und Anregungen Kontakt über: 


VLB.( a -Informations-Büro) Tel.: 694 15 16 Mo 17.00-20.00 
Gneisenaustr. 2 Mi 17.00-20.00 
1000 Berlin 61 Fr 17.00-20.00 


Unterstützer des Forums : 
Alternative Liste. AStA der FHW. Bürgerrechte & Polizei (CILIP). Humanistische Union. Komitee für 
VEREIN EEE: SEW,V.I.B., Plenum der VoBo-Initiativen, RER NOE Yo 


V.i.S.d.P.: Hans-Ulrich Pieper , 1000 Berlin 61 


